
Flüchtlinge in Kamen 

Sitzung des Haupt- und 
Finanzausschusses am 22.09.2015 

Jörg Mösgen, Dez. I 

fre002
Textfeld
Anlage 2



  

 

 Allgemeines 

1. Grundrecht auf Asyl 

2. Rahmenbedingungen 

 - Dublin-Verfahren 

 - Königssteiner Schlüssel  

3. Ablauf des Asylverfahrens 

 - juristisch 

 - faktisch 

 Aktuelle Situation in Kamen 

1. Ehemalige Polizeikaserne Dortmunder Allee 

2. Städtische Unterbringung (Zahlen/Daten/Fakten) 

 - Entwicklung der Flüchtlingszahlen 

 - Herkunft/Nationen 

 - Altersverteilung 

 - Städtische Liegenschaften/Anmietungen 

 - Aufenthaltsdauer 

3. Unterbringungs- und Versorgungsziele 

4. Haushalt und Finanzen 

 - Personal 

 - Sachkosten 

 - Fördermittel 

5. Ausblick/Wünsche 
2 



  

  

 1.  Grundrecht auf Asyl (Art. 16a GG) 

 

 (1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht. 

(2) Auf Abs. 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitgliedsstaat der 

     Europäischen Gemeinschaft … oder aus einem (Anm. d. Verf:  

     sicheren) Drittstaat einreist … 

(3) Durch Gesetz … können Staaten bestimmt werden, bei denen …  

     gewährleistet erscheint, dass dort weder politische Verfolgung noch  

     unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Behandlung  

     stattfindet. (Anm. d. Verf: „sicherer Herkunftsstaat“) 

 

 

 Merke: Asylrecht = Bundesrecht  

 zuständig für Asylverfahren = Bundesamt für Migration u. Flüchtlinge 

        (BAMF)  

 nicht zuständig für Unterbringung und Betreuung 
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 2. Rahmenbedingungen 

 

 

 Dublin III-Verordnung (vom 26.06.2013) 

•  regelt, welcher Staat für die Bearbeitung eines Asylverfahrens innerhalb  

   der EU zuständig ist 

•  Flüchtling muss in dem Staat um Asyl bitten, in dem er den EU-Raum     

   erstmals betreten hat  

    (falls nicht, grds. Rückführung in den Staat der ersten Einreise; falls     

    Bearbeitungsdauer > 6 Monaten: Durchführung des Asylverfahrens vor Ort) 

•  Problem: weder Quotenregelung noch Verteilschlüssel auf europäischer 

    Ebene; anders in Deutschland:  

            

 Königssteiner Schlüssel (vom 31.03.1949, Art. 91b III GG) 

       (2/3 Steueraufkommen/ 

•  21,2 % der Asylbewerber entfallen 2015 auf NRW 1/3 Bevölkerungsanteil)        

•  0,46 % davon werden auf den Kreis Unna verteilt  (90% Einw./10% Fläche) 

          (Rechtsgrundlage: Flüchtlings-

         aufnahmegesetz NRW - FlüAG) 
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EAE 
Erstaufnahme-
einrichtungen 

21 

ZUE 
Zentrale 

Unterbringungs-
einrichtungen 

Kommunen 

141 

NU 
Notunterkünfte 

Bescheinigung über 

die Meldung als 

Asylsuchender 

(BüMA) 

Asylantrag stellen beim 

BAMF (Außenstelle) 

11 



  

  

 Flüchtlingsaufnahmegesetz NRW (FlüAG) 

 

 verpflichtet die Gemeinden, ausländische Flüchtlinge aufzunehmen 

und unterzubringen 

  

 Bei Gemeinden, auf deren Gebiet eine Aufnahmeeinrichtung des 

Landes für mindestens 6 Monate betrieben wird, vermindert sich ab 

Inbetriebnahme die Zahl der zuzuweisenden Asylbewerber um die 
Anzahl der dort vorgesehenen Aufnahmeplätze. (§ 3 Abs. 4) 

 

 FlüAG regelt die Höhe der finanziellen Zuweisungen an die Kommunen 
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Asylbewerber nach Alter und Geschlecht 

Stichtag: 01.09.2015 16 



Unterbringung der Flüchtlinge 

Stichtag: 01.09.2015 17 



Asylbewerber nach dem Jahr der Zuweisung 
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Landeszuweisungen 2014 und bis zum 31.08.2015 

(einschließlich Bundesmittel) 
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Differenz Aufwendungen / Landeszuweisungen 2012 - 2015 

74,04% 

75,86% 

61,68% 
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 3.   Unterbringungs- und Versorgungsziele 

a) Sicherung des Grundbedarfs 

  Unterbringung 

  Ernährung/finanzielle Mindestausstattung 

  Sicherheit 

  Ärztliche Versorgung 

b) Kinder und Jugend 

  U3-Betreuung/Kindergarten 

  Schulpflicht 

  Kontrolle/Begleitung durch FB 51 

c) Betreuung/Integration/Hilfs- und Beratungsangebote 

  Sprache (VHS) 

  Integrationsbeirat 

  Kommunales Integrationszentrum des Kreises (KI) 

d) Ehrenamtliche Unterstützung 

e) Anerkennung und „danach“? 
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